
12. DEZEM BER 1873 75

Ces mesures pourront consister soit dans le système de la Commission monétaire française de 
1869 faisant de l’écu de 5 francs une monnaie d ’appoint et fixant à une somme de cent francs le 
cours légal et obligatoire de celles qui existent aujourd’hui; soit dans le système qui ferait de l’écu de 
5 francs une monnaie de commerce dont le cours par rapport à l’or varierait suivant un tarif officiel 
dressé conformément aux fluctuations de la Bourse; soit enfin dans tout autre système introduisant 
et maintenant le principe de l’étalon d ’or exclusif en m énageant les nécessités de la transition.

Les Délégués suisses exprimeront des regrets que le Gouvernement d ’Italie ait permis à la Ban­
que Nationale et à nombre de banques privées d ’émettre des coupures en papier de la valeur de deux 
francs, d’un franc et de cinquante centimes, mesure qui fait passer la monnaie d’appoint en argent 
italienne dans les autres Etats et fausse le principe du coefficient de 6 francs par tête d ’habitant. Ils 
demanderont qu’il soit remédié à cet état de choses.

Enfin si la question de la dissolution de la Convention de 1865 devait être mise en discussion ils 
se prononceront contre et feront observer que la Suisse devant nécessairement s’appuyer sur un 
grand système monétaire étranger la dissolution de la Convention de 1865 et le maintien du double 
étalon en France pourrait avoir la conséquence de l’adoption par la Suisse du nouveau système ger­
manique.

Pièces à consulter au sujet de ces instructions:
Brochure: Or ou argent5?
Note de M. Kern à M. de Broglie du 6 Novembre.
Dépêches6 de M. Kern au Conseil fédéral du 6, 11, et 20 Novembre.

5. Nicht abgedruckt.
6. Nicht abgedruckt.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 12. Dezember 1873 

6654. Päpstl. Geschäftsträger, Aufhören seiner Mission

Politisches Departement. Schreibensentwurf vom 10. Dezember 1873

Unterm 8. ds. ist das Departement eingeladen worden1, Bericht und Antrag 
darüber zu hinterbringen, welche Stellung der Bundesrath der unterm 4. ds. von 
der Gesandtschaft in Rom übersandten päpstl. Encyclica vom 21. v. Mts. Etsi 
multa luctuosa2 sowie mit Rüksicht auf eine bezügliche im Nationalrath angeregte 
Motion3, der Frage des Fortbestands der Nuntiatur in der Schweiz gegenüber ein­
zunehmen habe.

In Erledigung dieses Auftrags legt das Departement heute den Entwurf einer 
an den päpstlichen Geschäftsträger Herrn Agnozzi zu richtenden Note vor, wel­
che dahin lautet:

Hätte jene Kundgebung sich nur mit Fragen der kirchlichen Doctrin und Disci- 
plin befasst, so hätte sie dem Bundesrath keinen Anlass geboten sich mit ihr zu 
beschäftigen, da er von jeher und namentlich auch anlässlich der jezigen Revi­
sionsverhandlungen die Glaubensfreiheit garantirt und geschüzt habe. Nachdem

1. Vgl. das Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 8.12. 1873 (E 1004 1 /95 , Nr.6564).
2. Vgl. den GBer. 1873, S. 3 3 7 -3 4 4 .
3. Vgl. Nr. 32, A nm . 6.
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dieselbe aber den eidg. Behörden Bruch des gegebenen Worts vorwerfe und dass 
sie durch die Ausweisung eines katholischen Priesters eine hässliche und schimpf­
liche Handlung begangen hätten, obschon man doch bisher troz der veränderten 
Stellung des Papstes dessen Geschäftsträger beibehalten hat, so liege es gegen­
über so schwer wiegenden Anklagen in der Pflicht und fordere es die Würde des 
Bundesrathes, eine ständige diplomatische Vertretung des Hl. Stuhls in der 
Schweiz für als unnüz geworden zu erachten. Er erkenne also Herrn Agnozzi von 
heute an nicht mehr als päpstl. Geschäftsträger an und ersuche ihn den Zeitpunkt 
der Abreise zu bestimmen, bis zu welcher er noch alle seiner diplomatischen Stel­
lung gebührenden Privilegien geniessen werde.

Nach gewalteter Berathung wird der Entwurf in folgender Fassung genehmigt:

Der Bundesrath hat am 8. d. Mts. durch die Gesandtschaft der schweizerischen 
Eidgenossenschaft bei Sr. Majestät dem König von Italien Mittheilung des amtli­
chen Wortlauts eines Erlasses, betitelt: «Epistola Encyclica», erhalten, welchen 
Se. Heiligkeit Papst Pius IX. unterm 21. November 1873 an die Patriarchen, Pri­
mas, Erzbischöfe und Bischöfe der katholischen Kirche gerichtet hat.

Wenn dieses Schriftstük, das in der Schweiz vermöge der bestehenden Press­
freiheit die vollste Veröffentlichung erlangt hat, sich darauf beschränkte, über 
Fragen der kirchlichen Lehre oder Zucht die Entscheidungen des Hohenpriesters 
der römischen Kirche bekannt zu geben, so hätte der Bundesrath sich damit nicht 
zu befassen. Er hat bis anhin die Glaubensfreiheit für die verschiedenen Bekennt­
nisse stets geachtet und wird sich stets angelegen sein lassen, ihr Achtung zu ver­
schaffen.

Durch die Anträge, welche er vor mehreren Monaten schon der Bundesver­
sammlung für die verfassungsmässige Regelung der kirchlichen Fragen unter­
breitet hat, ist, wie der Herr Geschäftsträger des heil. Stuhles selbst in einer neuer­
lichen Unterhaltung mit dem Bundespräsidenten es anerkannt hat, der Beweis 
geleistet, dass der Bundesrath gegenüber allen Religionsbekenntnissen vom Gei­
ste der Gerechtigkeit und der Unparteilichkeit durchdrungen ist.

Die Encyclica: «Etsi multa luctuosa» vom 21. November 1873 aber enthält 
und erhebt gegen verschiedene in der Schweiz zu Recht bestehende Behörden 
und von denselben nach ihren Befugnissen gefasste Beschlüsse unmittelbarste 
Anschuldigungen von ernstester Bedeutung.

Es kommt darin die Beschuldigung vor: das öffentlich gegebene Wort gebro­
chen (obstante etiam data publice fide) und durch die Ausweisung eines Priesters 
vom schweizerischen Gebiet eine Handlung begangen zu haben, welche gleich 
schimpflich und schmählich sei für diejenigen, die sie angeordnet, wie für diejeni­
gen, die sie zum Vollzug gebracht haben (foeda et indecora mandantibus atque 
exequentibus).

Obgleich die weltliche Macht der Päpste nicht mehr besteht, so hat der Bun­
desrath dennoch geglaubt, bis anhin mit dem heiligen Stuhle diplomatische und 
amtliche Beziehungen unterhalten zu sollen. Er hat es aus Rüksichten für den 
Papst und seine gegenwärtige Lage, aus persönlicher Rüksichtnahme für den 
gegenwärtigen Geschäftsträger des heiligen Stuhles, dessen versöhnlicher Gesin­
nung er gerne alle Anerkennung zollt, sowie aus Achtung für das religiöse Gefühl 
der schweizerischen Katholiken gethan.
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Nachdem aber unter M isskennung dieser Beziehungen und der Rüksichten, 
die eine erste Folge derselben sein sollen, der Papst in auffälligster Weise gegen 
die schweizerischen Behörden und ihre Entschliessungen schwere und w ieder­
holte Anklagen ausgesprochen hat, so liegt es in der Pflicht und ist durch die 
W ürde des Bundesrathes geboten, der Erkenntniss Raum  zu geben, dass eine 
ständige diplom atische V ertretung des heiligen Stuhles in der Schweiz nuzlos 
geworden ist.

Der Bundesrath hat demgemäss die Ehre, M onsignor Agnozzi, mit dem E rsu­
chen um entsprechende M ittheilung an seine Regierung, zur Kenntniss zu brin­
gen, dass vermöge des Vorgehens des heiligen Stuhles die schweizerische E idge­
nossenschaft von heute an den Geschäftsträger des Papstes nicht m ehr als bei ihr 
beglaubigten diplom atischen V ertreter anerkennen kann.

Der Bundesrath ersucht M onsignor Agnozzi, ihn den Zeitpunkt seiner Abreise 
wissen zu lassen. E r wird die erforderlichen M assnahmen treffen, damit dem 
Geschäftsträger des heiligen Stuhles bis zu dieser Zeit alle Rüksichten zu Theil 
werden, welche seiner diplom atischen Stellung gebühren.

Indem  der Bundesrath M onsignor Agnozzi sein Bedauern ausspricht, die Ent- 
schliessung fassen zu müssen, welche den Gegenstand der gegenwärtigen Note 
bildet, benuzt er den Anlass, Hochdenselben seiner ausgezeichneten H ochach­
tung zu versichern.4

H err Bundesrath Knüsel erklärte zu Protokoll: dass er dem A ntrag des politi­
schen Departem ents, obwohl er denselben sachlich nicht für unbegründet erklä­
ren möchte, namentlich aus O pportunitätsrüksichten nicht beistimmen könne.
1. sei eine Encyklica kein diplomatisches A ktenstük, sondern ein Circular an die 
höhern hierarchischen W ürdenträger über die Lage der Kirche, das nicht 
bestimmt sei einer Staatsregierung amtlich m itgetheilt zu werden. So unschiklich 
u. beleidigend sich die lezte im gewöhnlichen Curialstyl abgefasste Encyklica 
gegen schweizerische Behörden und Institutionen ausspreche, so m öchte er die­
sen Auslassungen wie vielen ändern päpstlichen Erlassen kein grösseres Gewicht 
beilegen, als sie in W irklichkeit haben. Es stehe daher die beantragte ausseror­
dentliche Massregel in keinem richtigen Verhältnis zu der wirklichen Sachlage.
2. werde durch diese Massregel die ohnehin wegen den bereits anhängigen kirch­
lichen Konflikten aufgeregte öffentliche M einung noch mehr erregt und dem 
M isstrauen neue Nahrung gegeben, man beabsichtige von Oben herab eine T ren­
nung der katholischen Bevölkerung von dem spirituellen O berhaupt der Kirche 
anzubahnen. Diese Missstimmung könnte leicht grössere Nachtheile nach sich 
ziehen und werde jedenfalls in einigen Kantonen mit katholischer Bevölkerung 
auf das Resultat der Abstimmung über den revidirten Entw urf einer Bundesver­
fassung nachtheilig einwirken. — Hauptsächlich aus diesen und ändern angeführ­
ten G ründen hielt H err Bundesrath Knüsel dafür, es wäre besser von dieser Mass­
regel abzustehen und den nach menschlicher Berechnung in nicht allzuferner 
Zukunft bevorstehenden Tod des gegenwärtigen Papstes abzuwarten, bei wel­
chem Anlass die Aufhebung der ohnehin ziemlich bedeutungslos gewordenen 
Nunziatur in regelmässiger Weise erzielt werden könnte.

4. Der Text der Note ist abgedruckt im BB1 1873, 4, S. 549-551.
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